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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenwirtschaftspolitik

Nur zwei Tage nach deren Behandlung im Ständerat kamen der Bericht zur
Aussenwirtschaftspolitik 2021, der Bundesbeschluss zur Änderung des
Handelsabkommens mit dem Vereinigten Königreich sowie der Bundesbeschluss über
die Genehmigung über zolltarifarische Massnahmen im Jahr 2021 in der
Frühjahrssession 2022 in den Nationalrat. Claudia Friedl (sp, SG) beantragte dem Rat
im Namen der APK-NR die Annahme der beiden Bundesbeschlüsse sowie die
Kenntnisnahme des Berichts. Eine starke Kommissionsminderheit Nussbaumer (sp, BL)
– unterstützt von der SP-Fraktion – verlangte die Rückweisung von Kapitel 4 des
Berichts zu den Wirtschaftsbeziehungen mit der EU an den Bundesrat, damit dieser den
Bericht bis zur Sommersession 2022 um einen Umsetzungs- und Verhandlungsplan für
die Zukunftsfähigkeit des bilateralen Wegs ergänzt. Nationalrat Nussbaumer bedauerte,
dass der Bundesrat den bilateralen Weg mit dem Abbruch der Verhandlungen über ein
Rahmenabkommen blockiert habe. Er mahnte, dass man durch die Kenntnisnahme des
Berichts die «Strategielosigkeit des Bundesrates» abnicken würde. Unterstützung
erhielt Nussbaumer von der Fraktion der Grünen: Christine Badertscher (gp, BE)
erklärte, dass ein zusätzlicher Bericht mit möglichen Lösungswegen sinnvoll sei. Zudem
kritisierte sie, dass der Bundesrat wie schon im Aussenwirtschaftsbericht keine
Zielkonflikte erwähnt habe – beispielsweise zwischen der Stärkung von Handel und der
nachhaltigen Entwicklung – und dass die Themen Menschenrechte und Nachhaltigkeit
generell zu wenig präsent seien. Auch die GLP-Fraktion erachtete das umstrittene
Kapitel 4 des Berichts als unbefriedigend, weshalb sie die Minderheit unterstützen
wollte. 

Die Mehrheit der Kommission wollte jedoch von dieser Rückweisung absehen, da sich
der Bundesrat sowieso dazu verpflichtet habe, den bilateralen Weg fortzuführen und
weiterzuentwickeln, wie Kommissionssprecherin Friedl erklärte. Zwar bedauerte es die
Mitte-Fraktion gemäss Elisabeth Schneider-Schneiter (mitte, BL), dass der Bericht
wenig Informationen zu den Wirtschaftsbeziehungen mit der EU enthielt, dennoch
wollte sie die Minderheit nicht unterstützen. Auch Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) – und
mit ihm die FDP-Fraktion – störten sich am EU-Kapitel des Berichts, weil der Bundesrat
darin verlangte, dass schweizerisches Recht als gleichwertig zum EU-Recht anerkannt
werden soll. Man könne von der EU nicht verlangen, die Schweiz nicht zu diskriminieren,
während die Schweiz die EU beispielsweise beim Entsendegesetz seit Jahren
diskriminiere. Trotz aller Kritik unterstützte aber auch die FDP-Fraktion den
Rückweisungsantrag nicht. Zudem liess Portmann auch an der aktualisierten Version
der Aussenwirtschaftsstrategie des Bundesrats, die im Bericht Erwähnung fand, kein
gutes Haar. Diese sei «so ungenügend, wie nur etwas ungenügend sein kann»,
insbesondere weil sich die Strategie nicht zur Beziehung mit der EU äussere. 
Aktiv gegen den Rückweisungsantrag wehrten sich hingegen Roland Rino Büchel (svp,
SG) und mit ihm die gesamte SVP-Fraktion. 
Der Nationalrat lehnte den Minderheitsantrag schliesslich mit 101 zu 76 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) ab und nahm den Bericht, der ansonsten unbestritten war, zur Kenntnis.
Die beiden Bundesbeschlüsse zum Handelsabkommen mit dem Vereinigten Königreich
und über die Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen wurden einstimmig
angenommen. 

In den Schlussabstimmungen stimmten beide Räte dem Bundesbeschluss über die
Genehmigung der Änderung des Handelsabkommens mit dem Vereinigten Königreich
einstimmig zu. Keine Schlussabstimmungen bedurfte es zum Bundesbeschluss über die
Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen, da es sich hierbei um einen einfachen
Bundesbeschluss handelt. 1

BERICHT
DATUM: 18.03.2022
AMANDO AMMANN

Der Bundesrat publizierte im Januar 2023 den Bericht zur Aussenwirtschaftspolitik
2022 sowie vier Bundesbeschlüsse. Diese vier Beschlüsse umfassten die Genehmigung
des Internationalen Kaffee-Übereinkommens von 2022, die Genehmigung des 2022
revidierten Internationalen Kakao-Übereinkommens von 2010, die Genehmigung des
Abkommens zwischen dem WBF und dem Bundesministerium für Wirtschaft und
Klimaschutz der Bundesrepublik Deutschland über Zusammenarbeit und Koordinierung
der Wettbewerbsbehörden sowie die Genehmigung zolltarifarischer Massnahmen 2022.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Bericht lieferte einen Überblick über die wichtigsten aussenwirtschaftspolitischen
Entwicklungen im vergangenen Jahr. Prägend waren dabei die Auswirkungen des Kriegs
Russlands gegen die Ukraine (insbesondere bei den globalen Produktions- und
Lieferketten), die starke Inflation, die nachwirkenden Schwierigkeiten rund um die
Covid-19-Pandemie, die zukünftige Stossrichtung für ein Verhandlungspaket mit der EU
sowie die weltweite Tendenz zu mehr Protektionismus.

Der Nationalrat befasste sich in der Frühjahrssession 2023 mit dem Bericht. Die
Fraktionen gingen auf die für sie wichtigsten Punkte ein. So warnte etwa Elisabeth
Schneider-Schneiter (mitte, BL) für die Mitte-Fraktion vor der Erosion des bilateralen
Wegs mit der EU und auch SP-Vertreter Fabian Molina (sp, ZH) forderte den Bundesrat
auf, die Sondierungsgespräche mit der EU rasch voranzubringen. Den Sprechenden der
FDP- sowie der GLP-Fraktion bereitete allen voran die Problematik des Protektionismus
respektive die «zahlreichen grossen Subventionsprogramme und staatlichen Beihilfen
anderer Länder» (Petra Gössi fdp, SZ) Sorgen. Auch Roland Büchel (svp, SG) kritisierte
seitens der SVP den Protektionismus. Er warb als Gegenmittel dafür, den Freihandel
voranzutreiben und auch mit Ländern zusammenzuarbeiten, «die nicht unseren Idealen
entsprechen». Die Grünen in Person von Nicolas Walder (gp, GE) wiederum kritisierten
generell die Aussenwirtschaftspolitik des Bundesrates, in welcher zu fest auf Handels-
und Konsumwachstum fokussiert werde und es einen Mangel an Kontrollmechanismen
für die Unternehmen gebe. In den anschliessenden Abstimmungen wurden die vier
Bundesbeschlüsse einstimmig angenommen.

Der Ständerat behandelte den Aussenwirtschaftsbericht in derselben Session.
Nachdem Pirmin Bischof (mitte, SO) für die Kommission sowie Wirtschaftsminister
Parmelin seitens des Bundesrates die wichtigsten Themen des Berichts hervorgehoben
hatten, nahm die kleine Kammer die vier Bundesbeschlüsse jeweils einstimmig an. 2

Die aussenpolitische Kommission des Nationalrates verlangte im Februar 2023 einen
Ergänzungsbericht zur aussenwirtschaftlichen Strategie des Bundesrates. Dieser
Bericht solle auf die Auswirkungen und möglichen Antworten der Schweiz auf den
«Inflation Reduction Act» der USA und den Industrieplan für den grünen Deal der EU
eingehen. Der geforderte Bericht könne in den Bericht zur Aussenwirtschaftpolitik
2023 integriert werden. Eine Minderheit Büchel (svp, SG) beantragte die Ablehnung des
Postulats, der Bundesrat dessen Annahme.
Der Nationalrat befasste sich in der Sommersession 2023 mit dem Anliegen. Die beiden
Sprecher der APK-NR, Eric Nussbaumer (sp, BL) und Nicolas Walder (gp, GE),
erläuterten, dass die Schweiz angesichts dieser beiden Investitionsprogramme im
Umfang von jeweils mehreren Hundert Milliarden Dollar eine neue Teilstrategie
entwickeln müsse. Im Bericht solle der Bundesrat aufzeigen, wie die Schweiz auf solche
Entwicklungen reagieren könne, welche Auswirkungen er etwa auf die
Versorgungsketten erwarte und wie er die Chancen dieser Investitionsprogramme für
die Schweizer Unternehmen einschätze. Roland Büchel erachtete einen solchen Bericht
jedoch als unnötig und betonte, er diene nur dazu, «linke politische Zwecke zu
erreichen». In der Abstimmung sprachen sich 132 Mitglieder des Nationalrates für die
Annahme des Postulats aus, 51 waren dagegen. Zur geschlossen gegen das Postulat
stimmenden SVP-Fraktion gesellte sich ein Mitglied der FDP.Liberalen-Fraktion. 3

POSTULAT
DATUM: 12.06.2023
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) AB NR, 2022, S. 481 ff.; AB NR, 2022, S. 626; AB SR, 2022, S. 253; Medienmitteilung APK-NR vom 1.2.22
2) AB NR, 2023, S. 144 ff.; AB NR, 2023, S. 659 f.; AB SR, 2023, S. 280; AB SR, 2023, S. 79 ff.; BBl, 2023 304; BBl, 2023 305;
BBl, 2023 308; BBl, 2023 311; BBl, 2023 314
3) AB NR, 2023, S. 1234 ff.
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